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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 9 SB 56/10 B 
 
L 8 SB 5845/09 (LSG Baden-Württemberg) 
S 3 SB 948/07 (SG Freiburg) 
 
 
 
……………………………………….. , 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………………………. , 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Land Baden-Württemberg, 
vertreten durch das Regierungspräsidium, Landesversorgungsamt, 
Ruppmannstraße 21, 70565 Stuttgart, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 
 
Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat am 13. Dezember 2010 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  L o y t v e d    sowie die Richter   K r u s c h i n s k y  

und   Dr.  K n ö r r     

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des  

Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 23. Juli 2010 wird als unzulässig  

verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 23.7.2010 hat das Landessozialgericht Baden-Württemberg (LSG) einen An-

spruch der Klägerin verneint, im Wege der Überprüfung nach § 44 SGB X festzustellen, dass 

der ihr seit September 2003 zuerkannte Grad der Behinderung (GdB) von 50 bereits seit 

November 2000 besteht. Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat die 

Klägerin beim Bundessozialgericht (BSG) Beschwerde eingelegt. Als Grund für die Zulassung 

der Revision macht sie eine Verletzung der Sachaufklärungspflicht durch das LSG geltend. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde der Klägerin ist unzulässig. Ihre Begründung genügt nicht den 

gesetzlichen Anforderungen (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG). Keiner der in § 160 Abs 2 SGG ab-

schließend aufgeführten Zulassungsgründe ist ordnungsgemäß dargetan worden (vgl § 160a 

Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde - wie vorliegend - darauf gestützt, dass ein Verfahrens-

mangel vorliege, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 

SGG), so müssen zur Bezeichnung des Verfahrensmangels die diesen (vermeintlich) begrün-

denden Tatsachen substantiiert dargetan werden (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 24, 34, 

36). Darüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG 

- ausgehend von dessen materieller Rechtsansicht - auf dem Mangel beruhen kann, dass also 

die Möglichkeit einer Beeinflussung des Urteils besteht (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 36). 

Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann der geltend gemachte Verfahrensmangel aller-

dings nicht auf eine Verletzung der §§ 109 (Anhörung eines bestimmten Arztes) und 128 Abs 1 

Satz 1 SGG (freie richterliche Beweiswürdigung) und auf eine Verletzung des § 103 SGG (Auf-

klärung des Sachverhalts von Amts wegen) nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Be-

weisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist.  

 

Die Klägerin behauptet allein einen Verstoß gegen die tatrichterliche Sachaufklärungspflicht 

(§ 103 SGG). Im Hinblick auf § 160 Abs 2 Nr 3 Satz 2 SGG muss die Beschwerdebegründung 

insoweit folgende Punkte enthalten: (1) Bezeichnung eines für das Revisionsgericht ohne 

Weiteres auffindbaren, bis zuletzt aufrechterhaltenen Beweisantrages, dem das LSG nicht ge-

folgt ist, (2) Wiedergabe der Rechtsauffassung des LSG, aufgrund deren bestimmte Tatfragen 

als klärungsbedürftig hätten erscheinen müssen, (3) Darlegung der von dem betreffenden Be-

weisantrag berührten Tatumstände, die zu weiterer Sachaufklärung Anlass gegeben hätten, 

(4) Angabe des voraussichtlichen Ergebnisses der unterbliebenen Beweiserhebung, (5) Schil-

derung, dass und warum die Entscheidung des LSG auf der angeblich unterlassenen Beweis-

aufnahme beruhen könne, das LSG mithin bei Kenntnis des behaupteten Ergebnisses der 

unterlassenen Beweisaufnahme von seinem Rechtsstandpunkt aus zu einem anderen, für den 

Beschwerdeführer günstigeren Ergebnis hätte gelangen können (vgl BSG SozR 1500 § 160 
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Nr 5, 35, 45 und § 160a Nr 24, 34). Diesen Erfordernissen ist die Klägerin nicht gerecht gewor-

den. 

 

Die Klägerin hat darauf hingewiesen, dass sie gegenüber dem LSG schriftsätzlich die 

Einholung eines Befundberichts von Dr. K.             sowie die Einholung eines ärztlichen 

Sachverständigengutachtens zur Überprüfung des Gutachtens des Prof. Dr. E.     beantragt 

habe. Es steht dahin, ob diese Anträge förmliche Beweisanträge darstellen. Sie bezeichnen 

zwar zulässige Beweismittel, jedoch nicht die zu beweisenden Umstände. Immerhin hat das 

LSG diese Anträge selbst als Beweisanträge angesehen. 

 

Jedenfalls hat die Klägerin nicht genügend dargetan, dass das LSG den Beweisanträgen ohne 

hinreichende Begründung nicht gefolgt sei. Ohne hinreichende Begründung iS des § 160 Abs 2 

Nr 3 Halbs 2 SGG bedeutet, dass die Revision zuzulassen ist, wenn das LSG sich hätte ge-

drängt fühlen müssen, den beantragten Beweis zu erheben (BSG SozR 1500 § 160 Nr 5, 49). 

Zur Begründung eines solchen Verfahrensfehlers ist die schlüssige Darlegung des 

Beschwerdeführers erforderlich, inwiefern nach den dem LSG vorliegenden Beweismitteln, 

insbesondere den im Verwaltungsverfahren und gerichtlichen Verfahren eingeholten Gutachten, 

Fragen zum tatsächlichen, medizinischen Sachverhalt aus der rechtlichen Sicht des LSG 

erkennbar offen geblieben sind und damit zu einer weiteren Aufklärung des Sachverhalts 

zwingende Veranlassung bestanden hat (BSG Beschluss vom 14.12.1999 - B 2 U 311/99 B - 

HVBG-Info 2000, 504 mwN; Kummer, Die Nichtzulassungsbeschwerde, 2. Aufl 2010, 

RdNr 761; Becker, SGb 2007, 328, 332). Es kommt deshalb nicht darauf an, ob - wie die 

Klägerin meint - die im angefochtenen Urteil für die Nichtbefolgung des Beweisantrages an-

geführten Gründe unzureichend sind, sondern darauf, ob das LSG objektiv gehalten gewesen 

wäre, den Sachverhalt weiter aufzuklären und den beantragten Beweis zu erheben. Die 

Amtsermittlungspflicht ist mithin verletzt, wenn Tatsachen, die aus der rechtlichen Sicht des 

Berufungsgerichts entscheidungserheblich waren, nicht oder nicht prozessordnungsgerecht 

ermittelt und festgestellt worden sind. 

 

Der Beschwerdebegründung der Klägerin ist nicht deutlich genug zu entnehmen, zur Klärung 

welcher konkreten medizinischen Verhältnisse die beantragte Beweiserhebung dienen sollte. 

Da Dr. K.            sich bereits unter dem 9.4.2001 und 21.2.2008 zu den von ihm erhobenen Be-

funden geäußert hat, hätte es insbesondere näherer Ausführungen dazu bedurft, welche 

zusätzlichen Angaben von diesem behandelnden Arzt im Bezug auf den streitigen Zeitraum 

(November 2000 bis August 2003) zu erwarten gewesen seien. Soweit sich das Vorbringen der 

Klägerin auf die unterschiedlichen ärztlichen Einschätzungen des bei ihr vorliegenden GdB be-

zieht, hat sie die Besonderheiten des Begriffs des GdB nicht hinreichend beachtet. 

 

Bei der Bemessung des GdB ist zu berücksichtigen, dass diese nach der ständigen Rechtspre-

chung des BSG in drei Schritten vorzunehmen und grundsätzlich tatrichterliche Aufgabe ist 
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(BSGE 4, 147, 149 f; BSGE 62, 209, 212 ff = SozR 3870 § 3 Nr 26 S 83 f; BSG SozR 4-3250 

§ 69 Nr 10). Nur bei der Feststellung der einzelnen nicht nur vorübergehenden Gesundheits-

störungen (erster Schritt) muss das Gericht ausschließlich ärztliches Fachwissen heranziehen. 

Bei der Bemessung der Einzel-GdB und des Gesamt-GdB kommt es indessen nach § 69 

SGB IX maßgebend auf die Auswirkungen der Gesundheitsstörungen auf die Teilhabe am 

Leben in der Gesellschaft an. Bei diesem zweiten und dritten Beurteilungsschritt hat das Tat-

sachengericht über die medizinisch zu beurteilenden Verhältnisse hinaus weitere Umstände auf 

gesamtgesellschaftlichem Gebiet zu berücksichtigen. Diese Umstände sind in die als sog antizi-

pierte Sachverständigengutachten anzusehenden Anhaltspunkte für die ärztliche 

Gutachtertätigkeit im sozialen Entschädigungsrecht nach dem Schwerbehindertenrecht (AHP) 

einbezogen worden. Dementsprechend sind die AHP nach der ständigen Rechtsprechung des 

BSG im Verwaltungs- und Gerichtsverfahren zu beachten (s BSG SozR 4-3250 § 69 Nr 9 

RdNr 25 mwN). Für die ab 1.1.2009 geltende Anlage "Versorgungsmedizinische Grundsätze" 

(VG) zur Versorgungsmedizin-Verordnung gilt das Gleiche. 

 

Die Klägerin hätte somit zur Begründung der Notwendigkeit der beantragten Einholung von Be-

fundbericht und Gutachten im Einzelnen darlegen müssen, dass die bisher dem LSG vorliegen-

den Befundberichte und Gutachten als Grundlage für die auf die AHP und VG gestützte tatrich-

terliche Beurteilung des GdB nicht ausreichten, welche Ergebnisse die beantragte Beweisauf-

nahme erbracht hätte und zu welchem - ihr günstigeren - Ergebnis das LSG unter Berück-

sichtigung dieses Beweisergebnisses voraussichtlich bei der Feststellung des GdB für die Zeit 

von November 2000 bis August 2003 gelangt wäre. Dies hat die Klägerin unterlassen.  

 

Die Beschwerde ist daher ohne Hinzuziehung ehrenamtlicher Richter als unzulässig zu verwer-

fen (§ 160a Abs 4 Satz 1 Halbs 2 iVm § 169 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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